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mitunter darin bestehen, daß in der vorangegangenen Ent­
scheidung in einem zum Teil umfangreichen Urteilstenor 
detaillierte Schadenssummen, mehrere Namen und Adres­
sen von Geschädigten, ggf. Feststellung von Gesamtschuld­
nern usw. enthalten sind. Außerdem wird das Gericht aus 
dieser rechtskräftigen Entscheidung bereits vollstreckbare 
Titel an die Geschädigten ausgefertigt haben, die die 
Grundlage der Realisierung des Schadenersatzes bilden. 
Insofern würde eine neue Festlegung desselben Schaden­
ersatzes mit allen Einzelheiten sicher allen Beteiligten 
Schwierigkeiten bereiten. Deshalb hat das Präsidium des 
Obersten Gerichts insoweit darauf orientiert, diesen Teil 
des Urteilstenors nicht ausdrücklich zu wiederholen, son­
dern festzulegen, daß es bei der schon erkannten Entschei­
dung über den Schadenersatz verbleibt. Es handelt sich

damit um eine Bestätigung, nicht um die Neufestsetzung 
des Schadenersatzes.

1 Vgl. Fragen und Antworten ln NJ 1979, Heit 10, S. 461; W. Rößger/ 
J. Troch, „Zur Festsetzung einer neuen Strafe gemäß § 64 Abs. 4 
StGB“, NJ 1980, Heft 8, S. 365 f.

2 Vgl. dazu auch § 25 der 1. DB zur StPO und Lehrbuch Straf­
recht, Allgemeiner Teil, Berlin 1978, S. 478.

3 Nach Ziff. 1 des Beschlusses des Präsidiums des Obersten Ge­
richts vom 7. Januar 1981 wurde die Im Urteil des Obersten 
Gerichts vom 25. Juli 1972 — lb Ust 25/72 — vertretene Rechtsauf­
fassung aufgegeben.

4 Vgl. BG Suhl, Urteil vom 15. November 1971 — Kass. S 10/71 — 
(NJ 1972, Heft 8, S. 242); Insbesondere 1st der Auffassung des 
Bezirksgerichts zuzustimmen, daß die bereits ausgesprochene 
Zusatzstrafe bei der neuen Entscheidung nur unter ganz be­
stimmten Voraussetzungen geändert werden darf. Zutreffend 
wird ausgeschlossen, diese Maßnahme zu mildern; die Erhö­
hung 1st dagegen nur möglich, wenn über weitere Straftaten zu 
entscheiden 1st.
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Mit der Deklaration über die Rechte der Behinderten vom 
9. Dezember 1975 - Resolution 3447 (XXX) - hat die UNO 
das Jahr 1981 zum Internationalen Jahr der Behinderten 
proklamiert In allen Ländern der Welt soll damit auf 
die Probleme aufmerksam gemacht und zu ihrer Lösung 
aufgerufen werden, die mit physisdien und psychischen 
Schädigungen von Menschen verbunden sind. Diesem 
humanistischen Anliegen ist die DDR verbunden, und sie 
beweist dies durch das auf dem Gebiet der Rehabilitation 
Behinderter bisher Erreichte. Durch die Früherfassung 
von Schäden gilt diesen Menschen bereits von Geburt an 
die besondere Sorge der sozialistischen Gesellschaft.

Im Programm der SED ist die Aufgabe gestellt, die 
Eingliederung physisch und psychisch geschädigter Bür­
ger in das gesellschaftliche Leben vor allem durch geeig­
nete Bildungs- und Arbeitsmöglichkeiten, durch komplexe 
Maßnahmen der Rehabilitation sowie durch medizinische 
und soziale Betreuung zu fördern.1 Auf dem X. Parteitag 
der SED konnte dazu festgestellt werden, daß in den 
70er Jahren für Rehabilitanden zu den bereits vorhande­
nen 2 200 geschützten Arbeitsplätzen weitere 30 000 neu 
geschaffen wurden und daß mehr als 13 000 physisch und 
psychisch schwergeschädigte Kinder und Jugendliche heute 
in speziellen Einrichtungen entsprechend gefördert wer­
den.2

Bereits 1947 beschloß der II. Pädagogische Kongreß den 
Aufbau eines Sonderschulwesens. Heute gehört es zum 
Grundrecht auf Bildung, das psychisch und physisch ge­
schädigte Kinder und Erwachsene durch Sonderschul- und 
andere Ausbildungseinrichtungen betreut werden (Art. 25 
Abs. 5 Verfassung). Das Gesetz über das einheitliche so­
zialistische Bildungssystem vom 25. Februar 1965 (GBl. I 
Nr. 6 S. 83) und nachfolgende Rechtsvorschriften konkre­
tisieren diese Betreuung und bestimmen zugleich die 
ideologischen, ethisch-moralischen und materiell-techni­
schen Voraussetzungen und Bedingungen für die Ver­
wirklichung dieser humanistischen Aufgabe. Damit wer­
den für diese Bürger feste Positionen in der sozialisti­
schen Gesellschaft gesickert, in der die Rehabilitation das 
Ziel hat, ein aktives Verhältnis des Bürgers zu seiner Ge­
sundheitsschädigung herzustellen und bei ihm eine posi­
tive Einstellung zum Leben, zur Familie und zur Gesell­
schaft zu entwickeln. Es geht um seine soziale Gleichstel­
lung und um seine soziale Einordnung im Rahmen der 
durch die Schädigung gegebenen Möglichkeiten.

Zum Begriff „Rehabilitation“

Die Rehabilitation in der sozialistischen Gesellschaft ist 
ein Komplex staatlicher, sozialökonomischer, medizini­
scher, beruflicher und anderer Maßnahmen, die darauf 
gerichtet sind, einem Bürger, der vorübergehend oder für 
immer seine Arbeitsfähigkeit verloren hat, die Möglich­
keit zu geben, wieder gesellschaftlich nützliche Arbeit zu 
leisten und damit seine Persönlichkeitsentwicklung zu ge­
währleisten.3

Rehabilitationsbedürftige sind solche Bürger, die
— seit Geburt physisch oder psychisch geschädigt sind,
— durch Krankheit, Unfall oder andere Ursachen einen 

Dauerschaden erlitten haben,
— durch Krankheit, Unfall oder andere Ursachen an 

funktionellen Schädigungen leiden
und bei denen rehabilitative Maßnahmen notwendig und 
möglich sind.

K.-P. B e c k e r  definiert den Begriff „Rehabilitation“ 
als „zweckgerichtete Tätigkeit eines Kollektivs in medizi­
nischer, pädagogischer, sozialer und ökonomischer Hin­
sicht zur Entwicklung, Erhaltung und Wiederherstellung 
der Fähigkeiten des geschädigten Menschen, aktiv am 
produktiven wirtschaftlichen, politischen, kulturellen und 
familiären Leben der Gesellschaft teilnehmen zu kön­
nen“ .4

Damit wird ersichtlich, daß in zunehmendem Maße 
auch Eltern und Arbeitskollektive in diesen Prozeß ein­
zubeziehen sind. Dadurch entstehen auch neue gesell­
schaftliche Fragestellungen und nicht zuletzt auch neue 
Aufgaben für das sozialistische Recht. Diese betreffen
— die frühzeitige Erkennung und Anerkennung des bio­

logischen Mangels und seiner sozialen Auswirkungen 
für die Persönlichkeitsentwicklung des Geschädigten;

— die Sicherung eines optimalen Bildungswesens in Krip­
pen- und Vorschuleinrichtungen, die der Schädigung 
entsprechen, bzw. in Sonderschulen mit angemessener 
Berufsausbildung mit dem Ziel, die Schädigung zu be­
seitigen, zu mindern oder zumindest ihre Ausweitung 
zu verhindern;

— die Sicherung einer optimalen beruflichen Integration;
— die Gewährleistung einer möglichen Selbstverwirkli­

chung des physisch und psychisch Geschädigten in 
sinnvoller Freizeitgestaltung durch Teilnahme am poli­
tischen, geistig-kulturellen, familiären und gesell­
schaftlichen Leben.


